
Kleine Reihe    T h e o d o r - H e u s s - G e d ä c h t n i s - V o r l e s u n g  2 0 0 925

S

B

T

H

t i f t u n g

u n d e s p r ä s i d e n t -

h e o d o r - H e u s s -

  a u s

Paul Kirchhof

Der freie oder der gelenkte Bürger 

Die Gefährdung der Freiheit durch Geld, 

Informationspolitik und durch die 

Organisationsgewalt des Staats 





25 

S t i f t u n g  

B u n d e s p r ä s i d e n t -  

T h e o d o r - H e u s s -  

H a u s  

K le i ne  R e i he  



Theodor-Heuss-Gedächtnis-Vorlesung 2009 

Paul Kirchhof 

Der freie oder der gelenkte Bürger 
Die Gefährdung der Freiheit durch Geld,  
Informationspolitik und durch die  
Organisationsgewalt des Staats 

 





Theodor-Heuss-Gedächtnis-Vorlesung 

Aus Anlass des Todestages von Theodor Heuss, der am 12. Dezember 1963 
verstorben ist, veranstalten die Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-
Haus und die Universität Stuttgart alljährlich eine Theodor-Heuss-Gedächtnis-
Vorlesung. Zum Andenken an den ersten Präsidenten der Bundesrepublik 
Deutschland referiert eine herausragende Persönlichkeit der Wissenschaft 
oder des öffentlichen Lebens über ein Thema der Zeitgeschichte. Die Vor-
lesung steht in der Tradition der öffentlichkeitswirksamen Rede, mit der 
Theodor Heuss ein spezifisches und für die Nachfolger in seinem Amt ver-
pflichtendes Zeichen setzte. Sie ehrt zugleich den Hochschuldozenten Heuss, 
der von 1920–1933 als Dozent an der „Deutschen Hochschule für Politik“ 
und 1948 als Honorarprofessor für politische Wissenschaften und Geschichte 
an der Technischen Hochschule Stuttgart lehrte. 

 



Paul Kirchhof 

Professor Dr. Dres. mult. Paul Kirchhof, geboren 1943 in Osnabrück, gehört 
zu den profiliertesten Staatsrechtslehrern und Steuerrechtlern in Deutsch-
land, der mit seiner juristischen und finanzpolitischen Sachkenntnis die 
öffentlichen Debatten immer wieder bereichert hat. Kirchhof studierte an 
den Universitäten Freiburg und München. Als wissenschaftlicher Assistent 
arbeitete er von 1970 bis 1975 am Institut für deutsches und internationales 
Steuerrecht der Universität Heidelberg, wo er sich 1974 habilitierte. Von 
1975 an war er Professor für Öffentliches Recht in Münster und wechselte 
1981 nach Heidelberg, wo er seitdem auch Direktor des Instituts für Steuer- 
und Finanzrecht ist. Kirchhof war von 1987 bis 1999 Richter am Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe und hat dort an zentralen Entscheidungen 
mitgewirkt. Er ist seit 1987 Mitherausgeber des renommierten zehnbändi-
gen Handbuchs des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, das 
mittlerweile in dritter Auflage erschienen ist, und seit 2003 der christlichen 
Wochenzeitung „Rheinischer Merkur“. Während des Bundestagswahlkampfes 
2005 gehörte er als Finanzexperte dem Kompetenzteam um die Kanzlerkandi-
datin Angela Merkel an. 

Die Freiheit des Bürgers ist bedroht – und zwar nicht durch private Konkurrenz 
oder ausländische Mächte, sondern durch den eigenen Staat, der zudem 
allenthalben durch Erwartungen überfordert wird. Als besonders verhängnis-
voll erweisen sich dabei die verführende Kraft des Geldes, die Macht staat-
lichen Wissens und staatlicher Informationspolitik sowie die verlockenden 
Angebote staatlicher Einrichtungen. Paul Kirchhof plädiert in dieser Situation 
dafür, sich vom permanenten Streben nach Sicherheit loszumachen, nicht auf 
übertriebene Weise auf staatliche Leistungen zu hoffen und stattdessen das 
Schicksal in die eigene Hand zu nehmen. Die individuelle Freiheit ist somit 
als der zentrale Wert unserer Verfassungsordnung zu begreifen, dem auf 
verantwortungsvolle Weise zu folgen ist. 







9 

Paul Kirchhof 

Der freie oder der gelenkte Bürger 

Die Gefährdung der Freiheit durch Geld, Informationspolitik  
und durch die Organisationsgewalt des Staats 

Wenn wir heute an Theodor Heuss erinnern, so drängt sich das Thema der 
Freiheit geradezu auf: der kühne Entwurf eines Gemeinwesens, der das indi-
viduelle Geschick in die Hand des einzelnen Bürgers gibt, jedem ein Recht 
auf Glück – die Freiheit, sein eigenes Glück zu definieren und zu suchen – 
gewährt und die Entwicklung von Staat und Wirtschaft von den Initiativen 
der einzelnen Menschen abhängig macht. 

Diese Freiheit und das demokratische Recht auf Mitwirkung im Staat ist heute 
verfassungsrechtlich gewährleistet. Dennoch ist uns die Freiheit auch ge-
genwärtig mehr aufgegeben als vorgegeben. Sie ist nicht durch eine Diktatur 
gefährdet, wohl aber durch die verführende Kraft des Geldes, durch die 
Macht staatlichen Wissens und staatlicher Informationspolitik sowie durch 
die verlockenden Angebote staatlicher Einrichtungen bedroht. 

1. Die Freiheit

Erinnern wir uns zunächst an den Freiheitsmut, der die Gründer unseres 
Staates – dort in erster Reihe Theodor Heuss – beflügelt hat. Vor 60 Jahren 
erlebte Deutschland eine existentielle Krise. Der Krieg war verloren, Deutsch-
land lag moralisch, politisch, wirtschaftlich darnieder. Die Ministerpräsiden-
ten stellten die Frage, ob wir gemeinsam den Winter überleben würden. Die 
Berlinkrise nährte die Angst vor einem Dritten Weltkrieg. In dieser Krisenlage 
setzten die Verfassungsgeber auf das Prinzip der Freiheit, erwarteten also 
von den bedrückten und enttäuschten Menschen die Kraft, mit ihren Händen 
die zerstörten Häuser wieder aufzubauen, durch die eigene Berufstätigkeit 
sich und ihre Familien zu ernähren und in einer geistigen Erneuerung die 
Voraussetzungen für Recht, Demokratie und Soziales zu schaffen. Die Ergeb-
nisse dieses Freiheitskonzepts sind bekannt: Das Wirtschaftswunder bahnt 
sich an, es entwickelt sich eine gediegene, in sich gefestigte Demokratie, 
der Verfassungsstaat bewährt sich im Vorbehalt des Parlamentsgesetzes, in 
der Gewaltenteilung, in der sozialen Sicherung, Deutschland wird ein geach-
tetes Mitglied der Völkerrechtsgemeinschaft und der Europäischen Union.  
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Wenn wir heute auch in einer beachtlichen, im Vergleich zur Nachkriegslage 
aber eher sanften Krise stecken, erscheinen wir in der Kraft zur Freiheit und 
dem Willen zur eigenverantwortlichen Problemlösung eher kleinlich. 

Das Hauptaugenmerk richtet sich auf die Fragen, wie der Staat zur Hilfe ver-
anlasst werden kann, welche immer intensiver werdenden Zugriffe auf die 
Staatskasse und die staatliche Verschuldensbereitschaft möglich sind, welche 
Rettungsschirme für ein bedrohtes Unternehmen und nicht für den Steuer-
zahler aufgespannt werden. Es ist an der Zeit, uns wieder bewusst zu machen, 
dass der Staat nur das geben kann, was er vorher steuerlich genommen hat. 
Eine Finanz- und Wirtschaftskrise kann nicht durch die öffentliche, sondern 
nur durch die private Hand bewältigt werden. Das allerdings setzt die Ent-
schlossenheit, die Begabung und die Ausbildung der Menschen zur Freiheit 
voraus. 

Freiheit ist ein Angebot, das der einzelne Mensch annehmen, aber auch aus-
schlagen kann. Wer die Berufs- und Eigentümerfreiheit nicht nutzt, um sich 
am Erwerbsleben zu beteiligen, es vielmehr vorzieht, als Diogenes in der 
Tonne zu leben, verhält sich rechtmäßig, weil das Freiheitsangebot auch er-
laubt, die Freiheit nicht wahrzunehmen. Doch sollte sich die Mehrheit der 
Freiheitsberechtigten für das Lebensmodell „Diogenes“ entscheiden, wür-
den die soziale Marktwirtschaft, auch der Finanz- und Steuerstaat an ihrer 
Freiheitlichkeit zugrunde gehen. Wenn die Verfassung die Freiheit zur Ehe 
und Familie garantiert, wird niemand gezwungen, ein Kind zu haben. Wenn 
aber gegenwärtig immer mehr junge Menschen sich gegen das Kind ent-
scheiden, verlieren Gesellschaft und Staat durch diese Freiheitsentschei-
dungen ihre Zukunft. Und wenn der Kulturstaat wie selbstverständlich vor-
aussetzt, dass die Menschen sich wissenschaftlich immer wieder um Erkennt-
nisse bemühen, künstlerisch das Schöne in immer neuer Formensprache zum 
Ausdruck zu bringen wissen, religiös immer wieder nach dem Ursprung und 
Ziel ihrer Existenz, nach dem Sinn des menschlichen Lebens fragen, so würde 
eine Ablehnung dieses Freiheitsangebots den Kulturstaat sprach- und ge-
sichtslos machen. 

Freiheit ist nur in den kleinen Gegenwartsfreiheiten das Recht zur Beliebig-
keit. Wer sich entscheidet, heute ein Glas Bier und morgen ein Glas Wein zu 
trinken, heute eine Zeitung zu lesen und morgen die Informationen im Fern-
sehen zu erhalten, dieses Wochenende nach Norden und nächstes Wochen-
ende nach Süden zu fahren, ist niemandem Rechenschaft schuldig. Die 
Wahrnehmung der großen Zukunftsfreiheiten allerdings betrifft auch andere 
Menschen, begründet damit Verantwortlichkeiten. Wer ein Haus baut, muss 
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dieses so standsicher errichten, dass dort auch seine Kinder und Enkel noch 
sicher leben können. Wer eine Firma gründet, erweitert seine reale Freiheit 
erheblich, übernimmt aber auch Pflichten gegenüber seinen Arbeitnehmern, 
seinen Kunden, seinen Vorlieferanten, seinem Markt. Wer heute ein Medizin-
studium wählt, ist im ersten Schritt frei, muss sich danach aber für die ver-
lässliche Betreuung seiner Patienten qualifizieren. Und wer einen Sohn oder 
eine Tochter bekommen hat, erlebt eine beglückende Elternschaft, ist aber 
diesem seinem Kind ein Leben lang unkündbar und unscheidbar verant-
wortlich.  

Die Freiheit des einzelnen Bürgers wirkt in einer Demokratie unmittelbar auf 
die Entscheidungen des Staates ein. Der Wähler bestimmt über die personel-
len und programmatischen Alternativen der von den Parteien angebotenen 
Politikentwürfe. Die Freiheiten der Meinungsäußerung, der Medien, der Ver-
sammlungen und Vereinigungen, insbesondere auch der Parteien begleiten 
den auf Öffentlichkeit angelegten Verfassungsstaat in allen seinen Entschei-
dungen und Handlungen. In einer Demokratie verhält sich der Staat zum 
Staatsvolk wie der Handschuh zur Hand. Der Handschuh liegt schlaff darnie-
der, wird erst beweglich, wenn die Hand hineinfährt und ihre Bewegungen auf 
den Staat überträgt. Die Lebhaftigkeit und Beweglichkeit des demokratischen 
Staats steht und fällt mit der Lebendigkeit der Staatsbürger und Wähler.  

Theodor Heuss hat dieses Freiheitsverständnis 1954 in einem Nachruf auf 
Hermann Ehlers in dem Begriff der Toleranz zum Ausdruck gebracht. Dieses 
sei einmal im Munde Lessings ein sehr tapferes Wort gewesen, gerate nun-
mehr aber etwas in Verschleiß eines lässigen, weichmütigen Wohlmeinens. 
Toleranz meint nicht die Lässigkeit des Maßstabs, die Leichtigkeit des Den-
kens, die Lockerheit des Beurteilens, fördert nicht den Weichmut des Wohl-
meinenden, der Wohlklang für Wahrheit hält, sondern erwartet den intel-
lektuellen Kraftakt, der zwischen Unverbrüchlichem und Zerbrechlichem, 
zwischen Unbestimmbarem und Mehrheitsfähigem, zwischen Unveräußer-
lichem und Aufgebbarem zu unterscheiden weiß.  

2. Veränderte Erwartungen an den Staat

Vom Staat erwarten wir gemeinhin, dass er den inneren und äußeren Frie-
den sichert, mit seinem Recht Freiheit, Demokratie, Soziales gewährleistet, 
eine Infrastruktur für Erziehung und Bildung, für Gesundheitswesen und Alters-
sicherung, für Wirtschaft und Verkehr bereithält. Doch diese Erwartungen 
haben sich in den vergangenen Jahrzehnten grundlegend geändert.  
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Der Mensch erwartet heute vom Staat nicht nur gutes Recht, sondern immer 
mehr gutes Geld. Dabei gelingt es ihm, diese Erwartung zu Rechtsansprüchen 
zu verfestigen, sodass er vom Staat Geld fordern und diese Forderungen 
notfalls mithilfe der Gerichte durchsetzen darf. Diesem Anspruchsberechtigten 
flüstern die Verbände und Parteien dann ein, sein Anspruch könne eigent-
lich noch höher sein. So empfängt er hohe Staatsleistungen und ist den-
noch stets unzufrieden. Diese Bedrängnisse des Staates entsolidarisieren.  

Daneben überfordern wir den Staat auch in den Erwartungen an das Recht. 
Während das Ideal des Rechtsstaates das allgemeine Gesetz ist, dass die 
Grundregel für ein friedliches, freiheitliches Zusammenleben der Menschen 
für Jahrzehnte und Jahrhunderte regelt, drängen wir den Gesetzgeber ge-
genwärtig zu einer Antwort auf fast jede tagesaktuelle Anfrage an den Rechts-
staat. Montesquieu hatte einmal gemeint, der Gesetzgeber werde sich allen-
falls mit „zitternden Händen“ daranmachen, ein geltendes Gesetz zu verän-
dern. Heute regelt er mit forscher Hand so viele Gesetze, ändert manches 
Gesetz, z. B. das Einkommenssteuergesetz, jährlich sechs bis zwölf Mal, 
verursacht damit eine Normenflut, die den Wert des Rechtsgutes „Recht“ 
ähnlich mindert wie die Inflation den Geldwert. Die Europäische Union er-
lässt gegenwärtig täglich acht Richtlinien und Verordnungen. Bei dieser 
Normenfülle weiß der Gesetzgeber nicht, was er tut, der Adressat nicht, was 
er tun soll. Deshalb empfehle ich die Faustregel: In jedem Rechtsbereich – 
Privatrecht, Staatsrecht, Steuerrecht, dem Sozialrecht, dem Umweltrecht – 
soll es nur so viele Regeln geben, als der zuständige Ministerialrat aktiv im 
Gedächtnis behalten kann. Auch die Gesetzgebung braucht eine Kultur des 
Maßes. 

Schließlich haben wir uns darauf eingelassen, den Staat bei allen Schwierig-
keiten als nahezu grenzenlos leistungsfähigen Problemlöser in Anspruch zu 
nehmen. Werden die Familien schwächer, soll der Staat vermehrt Krippen, 
Kindergärten und Ganztagsschulen bereit stellen. Wird das Geld am Kapital-
markt knapp, soll sich der Staat Geld am Kapitalmarkt leihen, um es dann 
diesem Markt zur Verfügung zu stellen. Bieten die Firmen weniger Arbeits-
plätze an, soll der Staat, der um der Freiheit willen auf das Staatsunterneh-
men strukturell verzichtet, durch eine Arbeitsmarktpolitik jedem eine beruf-
liche Chance geben. Der Wohnungsbau, die Vermögensbildung, individuelle 
Bildung und Ausbildung, staatliche Vorsorge bei Krankheit, Pflegebedürftig-
keit, Arbeitslosigkeit und Alter erscheinen heute selbstverständlich.  

Dabei haben wir uns aber darauf eingelassen, dass die staatlichen Leistungen 
weniger in ihrem Wert gewichtet und beurteilt, sondern nur noch anhand 
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von formalen Kriterien gemessen werden. Wir fordern vom Staat Wirtschafts-
wachstum, messen dieses aber am Bruttoinlandsprodukt, das lediglich die 
entgoltenen Leistungen in einer Periode zählt, nicht aber den Wert der Leis-
tung beurteilt. Das Bruttoinlandsprodukt z. B. steigt, wenn die Menschen im 
Stau stehen, durch Energieverbrauch die Umwelt belasten, diesen vermehr-
ten Verbrauch aber bezahlen müssen; oder wenn ein Brandstifter ein Haus 
zerstört, der Schutt weggeräumt und das Haus neu errichtet werden muss. 
Und wenn wir vom Staat lediglich Arbeitsplätze fordern, ohne die Wert-
schöpfung und Rentabilität dieser Arbeitsplätze zu gewichten, so erinnern 
wir uns daran, dass beliebig viele Arbeitsplätze geschaffen werden könnten, 
wenn man heute eine Truppe von Arbeitenden in den Wald schickt, um dort 
Müll zu verteilen, und morgen eine andere Truppe damit beauftragt, diesen 
Müll wieder einzusammeln.  

Jeder, der mit Bilanzen arbeitet, weiß, dass wir Gewinn, Umsatz, Vermögens-
entwicklung in Zahlen fassen müssen. Dies fordert das Finanzwesen, die unter-
nehmerische Selbstkontrolle, das Steuerrecht. Doch gerät in dem Bemühen, 
die Wirklichkeit in Zahlen zu erfassen, oft ein wesentlicher Teil der Realität 
aus dem Blickfeld. Ich habe jüngst eine Außenprüfung im Steuerrecht be-
gleitet, bei der ein steuerlicher Außenprüfer für jeden der zum Straßenbau 
benötigten Sandsäcke behauptete, ein Sack Sand sei 100 Euro wert. Ich habe 
ihn dann nach der empirischen Grundlage dieser seiner These gefragt und 
ihm bewusst gemacht, dass Sand in der Wüste Gemeingut, Sand im Beton-
mischer ein Wirtschaftsgut, aber Sand im Getriebe ein Schaden sei. Wir 
können den Wert eines Gutes nur in der konkreten Lebenssituation erfassen. 

Ein guter Freund hat mich, der ich als Steuerrechtler stetig mit Bilanzen zu 
tun habe, bei meinem letzten Geburtstag freundschaftlich vor dem übermäßi-
gen allgemeinen Glauben an die Zahl gewarnt. Er wünschte mir: „Strenge 
dich an, werde 100 Jahre alt, danach – so sagt die Statistik – stirbt kaum 
noch ein Mensch.“ Das ist die statistische „Wahrheit“. Sie verschleiert, dass 
wir Sicherheit dort suchen, wo der Mensch Sicherheit nicht geben kann. 

Die drei in den Verfassungstexten der Französischen Revolution geschriebe-
nen Ideale waren nicht Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, sondern Freiheit, 
Gleichheit, Sicherheit. Das Bedürfnis der Menschen nach Sicherheit ist so 
ausgeprägt, dass er von anderen mehr Sicherheit verlangt, als diese geben 
können. Wir sehen täglich den abendlichen Wetterbericht, um danach den 
nächsten Tag zu planen. Lassen uns dabei auch nicht von der häufig erleb-
ten Enttäuschung beirren, dass die Prognose nicht eintritt. Wir kaufen ein 
verbrieftes Papier, wenn die Rating Agentur es mit „AAA“ bewertet, mag uns 
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auch die jüngste Erfahrung lehren, dass diese Aussage eher Orakel denn 
empirischer Befund ist. Wir stützen unsere Wirtschafts- und Haushaltsplanung 
auf die Wachstumsprognosen der Fünf Weisen, obwohl deren Aussagen von 
der tatsächlichen Entwicklung widerlegt worden sind.  

Diese Unsicherheit veranlasst den Menschen insbesondere, tatsächliche oder 
vermeintliche Sicherheit beim Staat zu suchen. Selbst sehr selbstsichere 
Akteure auf dem Finanz- oder Automobilmarkt behaupten inzwischen, Halt 
nur noch beim Staat finden zu können. Diese Anliegen an den Staat schmä-
lern Gestaltungswillen, Erneuerungskraft, Risikoerprobung und Bewährung 
des einzelnen Menschen. Wir stehen vor der Aufgabe, den Menschen in seine 
Freiheit zurückzustoßen.  

3. Der gelenkte Bürger 

Wenn der Bürger die Leichtigkeit und Sicherheit des Lebens beim Staat 
sucht, er also weniger Freiheit vom Staat und mehr Freiheit durch den Staat 
erwartet, verliert er Distanz zur staatlichen Herrschaft. Der lenkende Staat 
sieht den Bürger weniger in seiner Freiheit, sondern in Abhängigkeit von der 
Staatsorganisation, die ihn mit Energie und Wasser versorgt, seinen Müll 
entsorgt, ihm Schule und Universität bietet, ihn für den Fall der Krankheit 
und des Alters finanziell sicherstellt. Er bestärkt mit seinen Subventionen, 
Steuervergünstigungen und Transferzahlungen Unternehmen von Wirtschaft 
und Gesellschaft, die ohne das staatliche Geld zusammenbrechen würden. 
Der Staat übernimmt die Rolle des Wissenden, teilweise des Vordenkenden, 
wenn er den Menschen mit Wirtschaftsdaten versorgt, Wachstum voraus-
sagt, das Risiko fehlender Kinder verschweigt, die Analyse der Europäischen 
Union verfremdet und im Steuerrecht mit einer Diskussion über die Kilometer-
pauschale oder die umsatzsteuerliche Bevorzugung der Hoteliers von den 
Strukturproblemen ablenkt. Bietet er in Subventionen, Steuervergünstigungen 
oder Transferzahlungen staatliches Geld an, so versteht er den Bürger fast 
als käuflich, setzt auf dessen Willen, ein Stück seiner Freiheit gegen Entgelt 
aufzugeben. 

Der freiheitsberechtigte Bürger gewinnt im Recht Halt, im Ethos Haltung. Der 
ehrbare Kaufmann und redliche Bürger weiß, was sich gehört und nimmt 
entsprechend seine Freiheit wahr. Doch wenn aus dem freien ein gelenkter 
Mensch wird, begründet der lenkende Staat die innere Bindung des Freiheits-
berechtigten, lässt damit dessen Maßstäbe zur Wahrnehmung der Freiheit 
verkümmern. 
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a. Das Geld

Geld ist geprägte Freiheit (Dostojewski), ein Passepartout für beliebiges 
wirtschaftliches Handeln. In der Regel eignet sich ein Mittel menschlichen 
Handelns nur für einen bestimmten Zweck: Wer eine Pistole hat, wird einen 
anderen bedrohen; wer ein Auto besitzt, wird mit diesem fahren; wer ein 
Buch in die Hand nimmt, wird es lesen; wer eine Violine zu spielen weiß, 
wird musizieren. Geld hingegen öffnet einen Raum des Wünschens, des 
Wählens, des Fantasierens, erlaubt den Erwerb jedes Wirtschaftsgutes und 
jeder Dienstleistung. Es gibt ungebundene Herrschaft über andere Men-
schen, die bereit sind, für Geld nach den Bedingungen des Geldgebers zu 
handeln. In dieser Offenheit und Vielfalt sichert das Geld keine Kultur des 
Maßes. Vielmehr gilt die Nestroy zugeschriebene Frage: Die Phönizier haben 
das Geld erfunden, aber warum so wenig? 

Wir alle tragen ein Stück Papier in der Tasche, das weniger als einen Cent 
wert ist. Doch aufgedruckt steht: „20 Euro“. Deshalb erwarten wir, dass wir 
dieses Papiergeld jederzeit bei einem Kaufmann für einen Gegenwert von 
20 Euro eintauschen können, dass wir sogar, wenn wir dieses Papier lange 
aufbewahrt haben, unsere Kinder veranlassen werden, für dieses Papiergeld 
den dort aufgedruckten Gegenwert zu erbringen. Geld wirkt verführerisch. 

Deswegen ist Geld in der Hand des Staates gefährlich. Wir denken den Staat 
stets als Verfassungsstaat, sehen ihn also rechtlich gebunden und vor allem 
in der Begegnung mit dem Bürger durch Freiheitsrechte und Gewaltenteilung 
bestimmt. Wechselt der Staat hingegen vom Handlungsmittel des Rechts 
zum Handlungsmittel des Geldes, so löst er sich weitgehend aus diesen 
Bindungen. Wenn er das Geld nicht zum Tausch verwendet, sich also nicht 
in der Rationalität eines Tausches von knappen Gütern gegen rares Geld bin-
det, sondern andere zu einer solchen Nachfrage befähigt, kann er Bedingun-
gen an die Zuwendungen des Geldes knüpfen. Die Steuerverschonung erhält 
nur, wer ein Grundstück bebaut, in Schiffe investiert, in eine Abschreibungs-
gesellschaft eintritt, ein bestimmtes Banken- oder Versicherungsgeschäft 
abschließt, eine „Schrottimmobilie“ erwirbt. Das staatliche Geldangebot 
kann den Adressaten in die ökonomische Torheit führen, ihn veranlassen, 
etwas zu tun, das er mit seinem selbstverdientem Einkommen ohne staat-
lichen Anreiz niemals tun würde. 

Zuwendungen an Wissenschaftler werden von Vergabebedingungen, Ziel-
vereinbarungen, Prüfungsverfahren abhängig gemacht, die in der Rationalität 
des Sprachlichen eines allgemeinen Gesetzes dem Wissenschaftler so nicht 



16 

zugemutet würden. Er wird um des Geldes willen veranlasst, sein Thema zu 
wechseln, die Methode zu ändern, mit unerwünschten Partnern zusammen-
zuarbeiten, die Entscheidung über die Publikation seiner Ergebnisse einem 
anderen zu überlassen, seinen Mäzen nicht zu kritisieren.  

Wenn ein Familiengeld davon abhängt, dass das Kleinkind nach einem Jahr 
für zwei Monate statt von der Mutter vom Vater erzogen wird, sucht der Staat 
die eheinterne Aufgabenverteilung zu bestimmen, ohne dabei das Kindes-
wohl, die Möglichkeiten des Erwerbs bei Vater und Mutter, die persönliche 
Neigung und Zuwendungsbereitschaft beurteilen zu können. Das Gesetz 
verweigert den Eltern das Freiheitsvertrauen, in eheinterner Arbeitsteilung 
die richtige Entscheidung für Eltern und Kind zu treffen. 

Das Subventionswesen hat bestimmte Branchen – etwa die Land- und Forst-
wirtschaft oder einzelne strukturschwache Regionen – so gefördert, Verfahren 
der Forschung und Entwicklung so mitfinanziert, dass diese Wirtschaftsinitia-
tiven ohne staatliche Förderung zusammenbrechen würden. Der Staat wird 
zur Bedingung dieser Freiheit.  

Dabei erzielen die unterschiedlichen Arten der Geldzuwendung sehr ver-
schiedene Wirkungen: Bei der Leistungssubvention muss das Parlament 
jährlich die bereitgestellten Mittel und ihre Verwendung überprüfen und im 
Haushaltsgesetz ausdrücklich verantworten. Würde dieselbe Subventions-
summe durch Steuerverschonung gewährt, könnte sich der Begünstigte durch 
Erfüllung des Entlastungstatbestandes selbst bedienen, ohne dass das Parla-
ment auch nur das Volumen des Subventionsvorgangs einschätzen könnte.  

Erbringt die Leistungsverwaltung eine Subvention, kann sie diese individuell 
je nach Subventionsprogramm und Bedarf zumessen. Wird die Subvention 
durch Abzug von der Bemessungsgrundlage einer progressiven Steuer – der 
Einkommenssteuer – gewährt, spart der Großverdiener pro eingesetztem 
Euro 45 Cent, der Mittlere 25, der Kleine 0. Das Gleichheitsproblem der 
Steuersubvention ist hier offensichtlich.  

Die Leistungs- und Steuersubvention unterscheiden sich in einem Bundes-
staat auch in der Person des Zahlungspflichtigen. Eine Leistungssubvention 
muss jede Gebietskörperschaft – Bund, Land, Gemeinde – aus dem eigenen 
Haushalt erbringen. Bei einer Steuersubvention hingegen kann der Bundes-
gesetzgeber die Subvention anbieten, die daraus erwachsene Finanzierungs-
last aber den Ländern und Gemeinden teilweise (Gemeinschaftssteuern) 
oder ganz (Landesertragssteuer) überbürden. 
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Das Geld als Lenkungsmittel, als Entgeld für einen Freiheitsverzicht gibt 
dem Staat ein Handlungsmittel neuer Qualität in die Hand, das Garant, aber 
auch Gegner der Freiheit sein kann. Der Finanzstaat braucht deswegen klare 
Maßstäbe, wann er durch Geldzahlungen Menschen zur Freiheit befähigt, 
indem er z. B. Sozialhilfe, ein Beamtengehalt oder eine finanzielle Grund-
ausstattung einer staatlichen Einrichtung leistet; und wann er mit dem Geld 
den Menschen durch Bedingungen und Auflagen ein Stück ihrer Freiheit 
„abkauft“. Grundsätzlich stehen staatliche Gelder – Steuererträge – für den 
Kauf bestimmter Freiheitswahrnehmungen nicht zur Verfügung.  

b. Die staatliche Information 

Theodor Heuss gründete 1945 in Heidelberg eine Regionalzeitung, die wir 
noch heute lesen. Er sieht die Information, die Meinungsäußerung und den 
Kommentar in der Hand der freiheitsberechtigten Gesellschaft, nicht des 
Staates. Dieses Grundprinzip gilt selbstverständlich auch heute noch, wie 
es in Artikel 5 des Grundgesetzes garantiert ist. Doch bemächtigt sich der 
Staat zunehmend der Begriffe und deren Verbreitung, gewinnt damit ein 
Stück Herrschaft über das Denken der Menschen. 

Der soziale Staat drängt in seinen beachtlichen, heute unverzichtbaren Er-
folgen das Soziale, das sich in freier Gesellschaft ereignet, zunehmend in 
den Hintergrund. Es ist sozial, wenn die Eltern ihr Kind gut erziehen, die 
Arbeitnehmer durch ihren Arbeitslohn sich und ihre Familien ernähren, der 
Sportverein unseren Kindern Fairness und Fitness vermittelt, Stiftungen – 
wie die Elly-Heuss-Knapp-Stiftung – Zukunftswerte für die Allgemeinheit 
schaffen. Sozial ist die freiheitliche Begegnung, die freie und erfolgreiche 
Leistung, die Selbstgestaltung des Lebens. 

Auch der Begriff des Wettbewerbs ist verfälscht worden, weil er als Verfahren 
des Güter- und Leistungstausches auch auf das Zusammenwirken verschiede-
ner Rechtsordnungen übertragen worden ist. Wir sprechen vom Steuerwett-
bewerb, vom Bildungswettbewerb, vom kommunalen Ansiedlungswett-
bewerb. Doch bei staatlichem Handeln gelten ganz andere Prinzipien. Brot 
ist käuflich, Recht nicht. Der Wettbewerb rechtfertigt im Sport, in der Wirt-
schaft, im Kampf um ein politisches Mandat die Unterteilung der Menschen in 
Sieger und Besiegte. Wer am schnellsten gelaufen ist, bekommt die Gold-
medaille, wer das beste Angebot abgegeben hat, den Auftrag, wer die meisten 
Stimmen erzielt hat, das Mandat. Alle anderen gehen leer aus. Der Staat 
hingegen soll mit seinem Recht, seiner Finanzkraft und seiner Organisation 
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zwischen Erfolgreichen und weniger Erfolgreichen, Starken und Schwachen 
ausgleichen, nicht die Leistungsunterschiede verschärfen.  

Wenn die Europäische Union mit der Mehrwertsteuersystemrichtlinie das 
materielle Steuerrecht vereinheitlicht, entsteht hier kein den Wettbewerbs-
gedanken verletzendes Kartell; vielmehr erfüllen die Mitglieder der Europäi-
schen Union ihren Rechtsetzungsauftrag. Bündeln die ARD und das ZDF die 
Rundfunkanstalten der Länder in einer bundesweit wirkenden Anstalt, erfül-
len sie ihren Auftrag der Grundversorgung, ohne dabei die Länder in eine 
Konkurrenzlage bringen oder ihr Wirken durch ein Wettbewerbsprinzip von-
einander abheben zu müssen. Und wenn sich die Mitgliedstaaten in der 
Europäischen Union zu einem Staatenverbund zusammentun, entsteht eine 
neue Kultur supranationaler Kooperation, in der der eine Staat den anderen 
nicht als Konkurrenten sieht, seine Bürger nicht als „Kunden“ abwerben will, 
ihn schon gar nicht durch eine feindliche Übernahme sich zuordnen will.  

Auch der Begriff „Wachstum“, dem der Staat mit seiner Wachstumspolitik zu 
dienen verspricht, ist uns in der aktuellen politischen Diskussion verkümmert. 
Wachstum beginnt beim Kind. Wie sehr wir dieses Wachstum brauchen, er-
leben wir gegenwärtig in Deutschland, wenn eine Frau nur noch 0,66 Töch-
ter, 0,44 Enkeltöchter, 0,29 Urenkeltöchter bekommt, unsere freiheitliche 
Gesellschaft und unser demokratisches Staatsvolk also zu sterben drohen. 
Dieser Wachstumsmangel wirkt sich unmittelbar auf das Wirtschaftswachs-
tum aus. Das erlebt gegenwärtig der Produzent von Babynahrung, dem ein 
Stück seiner Inlandsnachfrage – die Babys – fehlt. Dasselbe erfährt in vier 
Jahren der Produzent von Fahrrädern, in zwanzig Jahren der von Kraftfahr-
zeugen, in dreißig Jahren der von Häusern. Wir werden nur eine Zukunft 
haben, wenn bei uns Unternehmensgründer, Erfinder und Künstler, Arbeit-
geber und Arbeitnehmer, Anbieter und Nachfrager in hinreichender Zahl und 
Qualifikation heranwachsen. Der Gedanke des Wachstums muss deswegen 
wieder eine Weite gewinnen, die uns bewusst macht, dass Familienpolitik 
die erste Voraussetzung von Wirtschaftspolitik ist. Gegenwärtige Bemühun-
gen, gerade auch die jungen Frauen möglichst stetig im Erwerbsprozess 
zu binden und damit von der Familiengründung fernzuhalten, junge Eltern 
durch das Angebot durch Kinderkrippen möglichst bald wieder in das Wirt-
schaftsleben einzugliedern, veranlassen Grundsatzüberlegungen über die 
Richtigkeit dieser staatlichen Politik.  

Wenn wir in der Dringlichkeit einer grundlegenden Steuerreform, die jüngst 
im Wahlkampf zutreffend thematisiert worden ist, uns jetzt wieder kleinen 
Nebenfragen wie der Kilometerpauschale und der umsatzsteuerlichen Ent-
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lastung der Hoteliers zuwenden, erscheint diese steuerpolitische Debatte als 
ein fundamentales Ablenkungsmanöver. Dies ist uns jüngst durch zwei Ereig-
nisse wieder bewusst geworden: Die Finanzverwaltungen in Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen sagen öffentlich, dass sie die Neuregelung 
zur Besteuerung der thesaurierten Gewinne bei Personengesellschaften 
nicht mehr vollziehen können. Die Reaktion des Staates ist eine Bemühung 
um ein hilfreiches Computerprogramm. Doch der Computer ist der stumme, 
folgsame, gedankenlose Diener des Rechts, nicht der kritisch-freiheits-
bewusst mitdenkende Gesetzesadressat. Deswegen lösen wir dieses Thema 
nicht durch Computerprogramme, sondern durch eine elementare neue Ge-
setzgebung. Die Besteuerung steht unter Gesetzesvorbehalt, nicht unter 
Computervorbehalt.  

Außerdem erleben die Bürger gegenwärtig den Bruch im Einkommensteuer-
recht, wenn ihre Erträge aus privatem Kapitalvermögen nur noch mit einer 
Einheitsteuer von 25 % bei sehr vereinfachter und allgemeinverständlicher 
Bemessungsgrundlage besteuert werden, während andere Einkünfte, insbe-
sondere aus Arbeit, mit bis zu 45 % belastet werden. Doch jeder verdiente Euro 
ist das Gleiche wert, vermittelt dieselbe steuerbare Leistungsfähigkeit. Des-
wegen erscheint diese Differenzierung schlechthin unvertretbar und drängt zu 
einer großen rechtspolitischen Lösung. Diese würde das Einkommen nach 
hohen Freibeträgen und einer verdeckten Entlastung der Anfangseinkommen 
einheitlich mit einem Viertel (25 %) belasten und damit zugleich dem Einkom-
mensbezieher drei Viertel seines Einkommens zur privatnützigen Verwendung 
garantieren. Diese Lösung allerdings ist haushaltspolitisch nur vertretbar, 
wenn alle Privilegien-, Lenkungs- und Ausnahmetatbestände bei der Besteue-
rung des Einkommens entfallen, dadurch das Aufkommen sich deutlich erhöht 
und so Gestaltungsräume für eine Steuersatzentlastung möglich werden. 

Ärgerlich schließlich ist die Sprachmanipulation, die innerhalb von Sozial-
versicherungsträgern eine Wahl ohne Alternative als „Friedenswahl“ zu 
beschönigen sucht, im Arbeitsrecht die herbe Erfahrung einer Entlassung 
als „Freisetzung“ deutet, den früheren „Kohlepfennig“ – einer Abgabe mit 
Milliardeneinnahmen – begrifflich verniedlicht oder die Müllhalde hinter 
dem Euphemismus „Entsorgungspark“ verbirgt. 

Theodor Heuss hat sich gerade bei den Beratungen zum Grundgesetz für eine 
allgemeinverständliche, klare Sprache ausgesprochen. Er hat sich im Parla-
mentarischen Rat insbesondere für Fragen der nationalen Symbolik wie Name, 
Flagge und staatsrechtliche Ordnung eingesetzt. Speziell den Begriff „Bundes-
republik Deutschland“ verdanken wir ihm. Eine solche Sprache finden wir 
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am besten, wenn wir das Sprechen den freien Menschen überlassen, der 
Staat diese freiheitliche Sprachentwicklung aufnimmt und auch die Bedeu-
tung von Namen und Symbolen als Elemente unserer freiheitlichen Kultur 
wieder bewusst macht.  

c. Die staatliche Organisationsgewalt 

Der Staat gewinnt in seiner Mächtigkeit Stil und Form durch seine Organisa-
tion. Er untergliedert sich in Parlament, Regierung, Verwaltung und Gerichte, in 
Bund, Länder, Gemeinden und Europäische Union, begegnet als freiheits-
verpflichteter Staat der freiheitsberechtigten Gesellschaft. Viele seiner Ein-
richtungen ermöglichen Freiheit: Der Wissbegierige kann sich in Schule und 
Universität entfalten, der Neugierige empfängt eine Grundversorgung bei 
ARD und ZDF, der Kraftfahrzeughalter kann nur dank staatlicher Straßen mit 
seinem Auto fahren. 

Doch geht der Staat heute zunehmend auch dazu über, mit seinen Einrich-
tungen den Bürger zu lenken, seinen Freiheitsspielraum zu verengen. Wenn 
der Staat für die Kleinkinder Kinderkrippen einrichtet, diese auch unentgelt-
lich anbietet, verlockt er zur Fremderziehung des Kleinkindes, selbst wenn 
die Eltern grundsätzlich zur Eigenerziehung ihres zwei- und dreijährigen 
Kindes geneigt wären. Die Frage, ob die Eigen- oder Fremderziehung für das 
Kind besser ist, ob die staatliche Ersatzmutter in der Krippe in der Lage ist, 
Drillinge, Fünflinge, gar Siebenlinge zu erziehen, tritt gegenüber diesen Ver-
heißungen zurück. Gegenwärtig diskutieren wir die Frage, ob eine finanzielle 
Zuwendung an die selbst erziehenden Eltern, also eine monetäre Anerken-
nung der Erziehungsleistung in Geld oder in Gutscheinen ausgezahlt werden 
soll. Die Gutscheinlösung verweigert den Eltern jedes Freiheitsvertrauen. Sie 
ist aus der Sorge erwachsen, die Eltern könnten dieses Geld nicht eigenver-
antwortlich für Kind und Familie vernünftig einsetzen, müssten vielmehr durch 
das verengende Handlungsmittel des Gutscheins zur Nachfrage nach Kinder-
bildungseinrichtungen gezwungen werden. Dies mag eine Lösung sein für 
nichterziehungsfähige Eltern, denen gegenüber der Staat ein Wächteramt 
auszuüben hat. Doch Normen bemessen sich grundsätzlich nach der Nor-
malität. Wenn im Verhältnis zwischen Eltern und Kindern ein Freiheitsver-
trauen nicht mehr berechtigt ist, müssten wir wohl prinzipiell die Idee einer 
Gesellschaftsorganisation in Freiheit in Frage stellen. 

Der Staat bietet an den Universitäten Studiengänge an, organisiert nach 
dem Bologna-Prozess Bachelor- und Master-Abschlüsse, möchte dadurch 
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die Studiengänge straffen, die Studenten besser auf den Beruf vorbereiten, 
die Bereitschaft zum Auslandsaufenthalt und zur Weltoffenheit stärken. Ge-
genwärtig machen wir die Erfahrung, dass jedenfalls an den Hochleistungs-
universitäten das Gegenteil erreicht wird. Die Verschulung des Studiums 
lässt einen Auslandsaufenthalt kaum noch zu. Die Aufeinanderfolge von Ba-
chelor und Master verlängert das Studium. Der Berufseinstieg des Bachelors 
ist schwierig, er erreicht jedenfalls in der Regel nicht die Einkommen, die 
bisher nach einem Hochschulabschluss üblich gewesen sind. Der Staat 
drängt – alternativlos – die Studenten auf einen nicht überzeugenden Weg.  

Bei der Gesundheitsreform gewöhnen wir uns langsam an einen staatlichen 
Gesundheitsfonds, in der alle für das Gesundheitswesen verfügbaren Abgaben-
erträge gesammelt und dann – losgelöst vom Zahler – neu verteilt werden. In 
der Kraftfahrzeugversicherung, die auch Menschen – Unfallopfer – gegen Krank-
heit versichert, kennen wir eine allgemeine Versicherungspflicht, die der 
Verpflichtete allerdings in freier Auswahl eines privaten Versicherers erfüllen 
kann. Auch dieses System ist bewährt. Der staatliche Fonds weist ins anonyme 
Kollektiv, die private Versicherung in ein Versicherungswesen mit Elementen 
von Freiheit und Wettbewerb. Auch hier ist uns aufgegeben, angesichts der 
politischen Entwicklung der Gegenwart die Dinge elementar neu zu denken.  

4. Freiheit braucht die Kraft zu selbstbestimmter Bindung

Unsere Frage betrifft den Kern des Verfassungsstaates und der Freiheitsidee: 
Eine freiheitliche Gesellschaft wird scheitern, wenn die Freiheitsberechtigten 
nicht die Kraft zur eigenverantwortlichen Bindung mitbringen, sie nicht in 
gemeinsamen Prinzipien den Zusammenhalt der freiheitlichen Gesellschaft 
garantieren.  

Die Menschenrechtskonvention der Vereinten Nationen soll 1948 – so sagt 
eine Anekdote – entstanden sein unter der Voraussetzung, „dass keiner 
fragt warum.“ Ein solches Recht, das nur unter der Bedingung der Unbegrün-
detheit oder gar der Unbegründbarkeit existiert, wird bei der ersten ernsten 
Belastungsprobe zusammenbrechen. Freiheit ist nur möglich, wenn die Gesell-
schaft durch eine im Elementaren gemeinsame Lebenssicht, ein grundsätzlich 
übereinstimmendes Werteverständnis, eine gemeinsame Idee vom Menschen 
und seinem Recht zusammengehalten wird.  

Diese Notwendigkeit eines gemeinsamen, selbstverständlichen Ausgangs-
punktes ist mir bewusst geworden, als der Artikel 1 des Grundgesetzes: „Die 
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Würde des Menschen ist unantastbar“, juristisch ausgelegt werden musste. 
Die Exegese bemühte sich, zunächst den Tatbestand „Mensch“ zu deuten, 
definierte den Menschen in gediegener juristischer Handwerklichkeit als ein 
Lebewesen mit aufrechtem Gang, mit Sprache, mit Gedächtnis, mit der 
Fähigkeit zur Selbstreflexion. Doch auf diesem Weg juristischen Definierens 
wurde bewusst, dass diese Umgrenzung des Menschen denjenigen von dem 
Würdeschutz ausnimmt, der nicht aufrecht gehen kann, das Gedächtnis ver-
loren hat, nicht selbst sprechen kann, sich seiner nicht vergewissern kann. 
Es gibt in den rechtlichen Ausgangsnormen das – wie Jakob Grimm sagt – 
Tabu, das rechtliche Axiom, die Offensichtlichkeit des Undefinierten. Wir 
sind zumindest in Grundsatzfragen des Rechts auf der ständigen Suche 
nach dieser Grundidee des Menschen, seiner Würde, seiner Zugehörigkeit 
zu einer ihn willkommen heißenden Gemeinschaft.  

Das rechtliche Verfahren, um dieses Recht zu finden, ist der Dialog, der nach 
Wahrheit sucht, nicht der Diskurs, der auf Verständigung angelegt ist. Wenn 
wir einmal auf die Worte unserer Verfassung hören, wird deutlich, dass Recht-
setzen und Rechtfinden stets ein Vorgang des Sprechens ist. Das „Parlament“ 
erörtert in der „Debatte“ den Wort„laut“ eines Gesetzes. Der Abgeordnete gibt 
seine „Stimme“ ab. Der Bundesrat „stimmt“ zu oder erhebt Ein„spruch“. 
Das Gesetz wird „verkündet“.  

Fühlt sich ein Betroffener in seinen Rechten verletzt, wehrt er sich durch 
„Klage“, „ruft“ das Gericht an, legt Ein„spruch“ und Wider„spruch“ ein. Der 
Richter entscheidet über An„spruch“ und Frei„spruch“, erwägt, wenn der 
Wortlaut des Gesetzes zu kurz greift, eine ent„sprechende“ Anwendung des 
Gesetzes. In der Gemeinsamkeit der Sprache, unserer Begriffe, begreifen wir 
die Welt und damit das Recht.  

Auch die individuelle Freiheit ist von Anfang an in ihrem Zusammenklang 
mit den anderen Freiheitsberechtigten gedacht worden. Als Kant den Mut 
zum Gebrauch des eigenen Verstandes, unabhängig von Autoritäten, forderte, 
erwartete er im kategorischen Imperativ zugleich die Entwicklung eigener 
Maßstäbe, die als Maximen eines allgemeinen Willens, einer Gesetzgebung, 
dienen konnten. Adam Smith meinte in seiner Theorie der ethischen Gefühle, 
1759, mit der „unsichtbaren Hand“ nicht einen Marktmechanismus, der dank 
Wettbewerbs die Dinge immer zum Guten lenkt. Vielmehr erlebt der Land-
wirt diese unsichtbare Hand, wenn er eine große Ernte in seine Scheune 
fährt, dabei in seiner maßlosen Begierde die ganze Ernte glaubt selbst ver-
zehren zu können, dann aber auf das begrenzte Fassungsvermögen seines 
Magens trifft und deswegen seine Ernte mit anderen Menschen teilen muss. 
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So werden auch die Reichen von einer unsichtbaren Hand dahin geführt, die 
lebensnotwendigen Güter beinahe so zu verteilen, als wäre die Erde zu glei-
chen Teilen unter allen ihren Bewohnern verteilt worden. Und der Bettler, 
der sich neben der Straße sonnt, besitzt seine Sicherheit und Sorglosigkeit, 
für welche die Könige kämpfen. 

Joseph von Eichendorff sagt 1832 im Aufbruch zur Demokratie in Deutsch-
land, beim Hambacher Fest, dass eine Verfassung nicht gemacht werden 
könne, sondern organisch emporwachsen müsse wie ein Baum und somit 
das Resümee der individuellen, innersten Erlebnisse und Überzeugungen 
der Nation – heute würden wir sagen: des Staatsvolkes – sei. Und Ludwig 
Erhard lehrt uns, dass die soziale Marktwirtschaft eine geistige Haltung sei, 
die vor dem modernen Wahn des Versorgungsstaates bewahre, der den 
Bürger zum sozialen Untertan degradiere.  

Wir stehen also vor der Aufgabe, uns erneut auf das Freiheitsprinzip zu be-
sinnen. Freiheit ist das Recht, sein eigenes Leben anders zu gestalten als 
der Nachbar, anders als bisher gewohnt, anders als vertraut und allgemein 
anerkannt, anders als der Staat es erwartet. Der Philosoph philosophiert Tag 
und Nacht und wird reich an Gedanken, der Kaufmann geht Tag und Nacht 
seinen Geschäften nach und wird reich an Geld. Diese beiden Menschen unter-
scheiden sich grundlegend voneinander und werden diese Unterschiede bei 
folgerichtiger Fortsetzung ihrer Biografie weiter mehren. Beide aber entwickeln 
ihre Freiheit nach ihren Gesetzmäßigkeiten des Denkens und des Marktes. 

Dieses Leben in Freiheit erkundet das Ungewisse und weiß, dass die Zukunft 
stets im Verborgenen bleibt, das Abenteuer ein Teil unserer Freiheit ist. Dabei 
steht uns auch vor Augen, dass wir zunächst über unser Ziel – „was soll ich 
tun?“ – entscheiden müssen, uns hier Moral, Ethik, Erfahrung und Gewissen 
ein Ratgeber sind. Sodann müssen wir das Mittel – „wie erreiche ich mein 
Ziel?“ – bestimmen. Hier denken wir in naturwissenschaftlicher Kausalität, 
in kaufmännischem Kalkül, im Erfahren und Erinnern.  

Ist der freiheitsberechtigte Mensch so zur Freiheit bereit und in der Lage, 
kann der Staat schlank bleiben und damit stark sein. Michelangelo wurde 
einmal gefragt, wie es ihm gelinge, aus einem Marmorblock den David zu 
hauen. Seine Antwort war: „Ich habe nur das Zuviel an Marmor weggenom-
men.“ Diesen David würde ich gerne vor dem Landtag in Stuttgart, vor dem 
Bundestag in Berlin, vor dem Europäischen Rat in Brüssel aufstellen. Frei-
heit bindet den Staat in einer Kultur des Maßes. 
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kommenen Fesseln, um eine auf Freiheit und Gleichheit beruhende 
Staatsbürgergesellschaft zu schaffen. Doch wie reagierten die Liberalen, 
als es im Kaiserreich und in der Weimarer Republik konkret darum ging, 
die politische und rechtliche Gleichstellung von Frauen und Juden in die 
Tat umzusetzen?  

Profilierte Experten der jüdischen Geschichte und der Frauen- und Ge-
schlechtergeschichte beantworten diese Frage aus verschiedenen Blick-
richtungen. Sie nehmen Ein- und Ausschlussmechanismen unter Libera-
len auf lokaler und regionaler Ebene in Deutschland in den Blick und 
stellen sie in den internationalen Kontext. Sie widmen sich einzelnen her-
ausragenden Persönlichkeiten, analysieren aber auch die liberale Bewe-
gung als Ganzes. Dabei wird deutlich, dass antisemitische und antifemi-
nistische Ressentiments auch im Liberalismus zu finden waren, obwohl 
zahlreiche Frauen und Juden bei ihrem Kampf um Partizipation gerade 
auf diese Bewegung ihre Hoffnungen setzten.  
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in der Edition „Theodor Heuss. Stuttgarter Ausgabe“ 

THEODOR HEUSS: Hochverehrter Herr Bundespräsident! 
Der Briefwechsel mit der Bevölkerung 1949–1959 

Herausgegeben und bearbeitet von Wolfram Werner 
Berlin/New York: De Gruyter 2010, EUR 39,95 

Herausgeber und Bearbeiter: Dr. Wolfram Werner (Jahrgang 1940) war 
bis zum Eintritt in den Ruhestand im Jahr 2002 Archivar im Bundes- 
archiv, zuletzt Leiter der Abteilung Staatliches Schriftgut Bundesrepublik 
Deutschland. 

Als Theodor Heuss am 12. September 1949 zum Bundespräsidenten der 
Bundesrepublik Deutschland gewählt wurde, rückte er schlagartig in 
das Zentrum der öffentlichen Aufmerksamkeit. Nur wenige Jahre nach 
Kriegsende erreichten ihn von nun an täglich hunderte von Briefen aus 
der Bevölkerung, die wichtige Themen der Nachkriegsgesellschaft zwi-
schen Restauration und Neubeginn ansprachen. Auf diese Weise wurde 
er mit den Stimmungen und Erwartungen seiner Mitbürger konfrontiert. 
Seine zahlreichen persönlichen Antwortschreiben waren freundlich und 
verbindlich im Ton, voller Humor und Ironie, bisweilen belehrend und 
pädagogisch, gelegentlich aber auch kämpferisch und grob, wenn er sich 
angegriffen fühlte. 

Der vorliegende Briefwechsel zwischen der Bevölkerung und ihrem 
Bundespräsidenten eröffnet eindringlich ein Panorama deutscher Nach-
kriegsbefindlichkeiten. Nach dem Ende der nationalsozialistischen Herr-
schaft galt Theodor Heuss als eine Vaterfigur in einer verunsicherten 
Zeit, die noch von den Verwerfungen einer unbewältigten Vergangen-
heit, von Kaltem Krieg und deutscher Teilung, aber ebenso von einer 
Aufbruchstimmung geprägt war. Mit seinen Briefen und seinem Amts-
verständnis gelang es Heuss, die Distanz zwischen dem jungen Staat 
und der Bevölkerung ein Stück weit zu überbrücken. 
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